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1. Einführung

Einleitend möchte ich die undifferenzierte Form der Anklage durch die Staats​an​waltschaft Frankfurt zurückweisen. Die Protestkundgebung fand weder gegen die Abschiebung ausländischer Personen auf dem Luftwege über den Flughafen Frankfurt am Main statt noch gegen die Erweiterung des Flughafens Frankfurt am Main durch den Bau weiterer Landebahnen. Vielmehr ging es uns darum, auf die Völ​kerrechtswidrigkeit des Irak-Krieges und das verfassungswidrige Handeln der Bun​desregierung aufmerksam zu machen sowie durch die Blockaden mehrerer Tore der Militärbasis den Ablauf des in den Irakkrieg involvierten US-amerikanischen Stütz​punktes zumindest symbolisch zu stören. Den hohe Relevanz der US-Airbase für den Kriegseinsatz im Irak möchte ich durch zwei Zeitungsartikel belegen (FAZ, 5.3.2003 und RMZ, 28.10.2003). Darin liest man: „Ohne die Airbase (...) wäre der Aufmarsch der Amerikaner am Golf kaum denkbar“.

Unsere Absicht war, eine Sitzblockade vor dem Tor 31 der US-Militärbasis in Frankfurt am Main durchzuführen. Die anwesenden Polizeikräfte hinderten uns daran, bis vor das Tor zu gehen. Stattdessen entstand unter den Protestwilligen Panik als die Einsatzkräfte mit Knüppeln auf uns zuliefen. Als deeskalierende Maßnahme und zum Zeichen unserer Friedfertigkeit setzten wir uns an Ort und Stelle – auf die Umgehensstraße, in Erwartung, dass wir noch zum Tor 31 gelassen würden. Andreas Winderl nahm Kontakt zur Polizeileitung auf, um zu erreichen, dass wir Demonstranten doch noch zum Tor gelassen würden. Die Verhandlungen scheiterten. 

Als sich abzeichnete, dass unser Protest für nicht legal erklärt und aufgelöst werden würde, hatte ich ein Interview der Frankfurter Rundschau mit Dieter Deiseroth (einem Richter am Bundesverwaltungsgericht) im Kopf. Darin hatte er auf die Frage, was man noch gegen den Irak-Krieg tun könne, geäußert, dass „deutsche Gerichte (...) die aufgeworfenen völker- und verfassungsrechtlichen Fragen auch dann prüfen und entscheiden (müssten), wenn Bürger zum Beispiel wegen so genannter Sitzblockaden (...) angeklagt würden und sich dann zu ihrer Rechtfertigung auf das Verfassungsgebot der Verhinderung einer militärischen Aggression berufen.“ (FR, 15.3.2003, Seite 2)

Im Folgenden werde ich erläutern, dass der Straftatbestand der Nötigung nicht an​wendbar ist, weil die Tatbestandmerkmale der Gewalt und insbesondere der Ver​werf​lichkeit nicht erfüllt sind. Dafür ist es notwendig, die Völkerrechtswidrigkeit des Angriffskrieges und das verfassungswidrige Handeln der deutschen Bundes​re​gie​rung zu belegen.

2. Nötigung nach §240 StGB
Am 4.9.2003 lehnte Richter Rupp vom Amtsgericht Frankfurt am Main den von der Staatsanwaltschaft Frankfurt am Main beantragten Strafbefehl ab, weil „der für den Erlass des beantragten Strafbefehls erforderliche hinreichende Tatverdacht (...) nicht gegeben (sei)“. In seiner Begründung führte er aus, warum 

1. keine Gewalt im Sinne §240 Abs. 1 StGB ausgeführt wurde und 

2. 
die Tat nicht rechtswidrig war:

1. zur Gewaltfrage:

In seinem Beschluss vom 10.1.1995 hat das Bundesverfassungsgericht mit der sogenannten „Sitzblockadeentscheidung“ die von Teilen der Rechtsprechung vorgenommene Ausweitung des Gewaltbegriffs auf psychische Gewalt im Rahmen der Nötigung als Verstoß gegen den Bestimmtheitsgrundsatz nach Art. 103 Abs. 2 GG gewertet. Dieser Grundsatz bezweckt eine umfassende Rechtssicherheit, denn jeder Bürger soll erkennen können, welche Rechtsfolgen sich aus einem von ihm gezeigten Verhalten ergeben werden.

Das Bundesverfassungsgericht hat klargestellt, dass Gewalt erst dann den Tatbestand der unzulässigen Nötigung erfülle, wenn über die bloße körperliche Anwesenheit hinaus auf die so aufgehaltenen Personen eingewirkt wird.

2. zur Frage der Rechtswidrigkeit:

Neben dem Tatbestandsmerkmal der Gewalt setzt die Anwendbarkeit des §240 StGB die Feststellung der Verwerflichkeit des Handelns voraus, weil eine bloße Erfüllung des Tatbestands nicht automatisch zu seiner Verwerflichkeit führt. Ob eine Handlung als verwerfliche Nötigung zu bewerten ist, kann ohne Blick auf die mit ihr verfolgten Zwecke nicht festgestellt werden.

Es war nicht auszuschließen, dass mit der Sitzblockade in Rechtspositionen Dritter - nämlich in die der behinderten Verkehrsteilnehmer - hätte eingegriffen werden können. Somit sind zunächst die näheren Umstände der Demonstration zu prüfen:

Wichtige Abwägungsinstrumente sind insbesondere die Dauer und Intensität der Aktion, deren vorherige Bekanntgabe, Ausweichmöglichkeiten über andere Zufahrten, die Dringlichkeit des blockierten Transports, aber auch der Sachbezug. Stehen die äußere Gestaltung und die durch sie ausgelösten Behinderungen in einem Zusammenhang mit dem Versammlungsthema oder betrifft das Anliegen auch die von der Demonstration nachteilig betroffenen, kann die Beeinträchtigung ihrer Freiheitsrechte unter Berücksichtigung der jeweiligen Umstände möglicherweise eher sozial erträglich und dann in größerem Maße hinzunehmen sein, als wenn dies nicht der Fall ist. Demgemäß ist im Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen, ob und wieweit die Wahl des Versammlungsortes und die konkrete Ausgestaltung der Versammlung sowie die von ihr betroffenen Personen einen auf die Feststellung der Verwerflichkeit einwirkenden Bezug zum Versammlungsthema haben. (BverfG, Beschluss vom 24.10.2001 aus NJW 2002, Heft 14)

Dauer: 26 Minuten (nach dem 3. Aufforderung 5 Minuten)

Intensität der Aktion: wir verhielten uns friedlich und ließen uns wegtragen

deren vorherige Bekanntgabe: Aktion der Demonstranten war vorher angekündigt, so dass sich Polizei und Verkehrsteilnehmer auf zu erwartende Behinderungen einrichten konnten

Versammlungsortes: der Ort der Blockade – die US- Militärbasis - hatte einen Bezug zu dem Versammlungsthema

konkrete Ausgestaltung der Versammlung: bei dem örtlich begrenzten Vorgehen waren die Demonstranten darauf bedacht, Konfrontation mit den Polizeibeamten sowie Gewalttätigkeiten und weitere Eskalationen zu vermeiden

Viel entscheidender als die geringe Sozialwidrigkeit ist jedoch Frage der Verhältnis​mäßigkeit. Demnach liegt keine Verwerflichkeit vor, wenn die Protestaktion die Ver​hältnismäßigkeit der Mittel wahrt. Um die zu belegen, werde ich die mangelnde völ​ker​rechtliche Zulässigkeit des Irak-Krieges und die Verfassungswidrigkeit der deut​schen Unterstützung betrachten. Mich dem entgegenzustellen, war der Zweck mei​nes Handelns.

3. Völkerrechtswidrigkeit des Irak-Krieges

Rechtfertigungsversuche der USA 

Prominente Akteure der Bush-Administration äußerten, dass der von den USA angeführten „Präventivkrieg“ zum „Sturz des Regimes von Saddam Hussein“ be​stimmt sei. Als weiterer Kriegsgrund wurde der Besitz von Massen​ver​nich​tungs​waf​fen genannt. Bereits vor Kriegsbeginn wurde angezweifelt, ob der Irak solche Waf​fen besitzen würde. Die von den Vereinten Nationen entsandten Inspekteure konn​ten solche nicht entdecken. Trotz mittlerweile 10-monatiger Besatzung des Iraks sind bis zum heutigen Tage immer noch keine Massenvernichtungswaffen ge​funden worden. Mittlerweile mehren sich die Meldungen, wonach die Bedrohung durch Massen​vernich​tungswaffen von den kriegsführenden Parteien wissentlich falsch behauptet wurde, um den Krieg zu rechtfertigen. Erstaunlich offen gestand der stellvertretende US-Ver​teidigungsminister Paul Wolfowitz dies bereits in einem Interview ein: „For bureaucratic reasons, we settled on one issue, weapons of mass destruction, be​cause it was the one reason everyone could agree on.“ [~Aus bürokratischen Grün​den, konzentrierten wir uns auf ein Thema – Massenvernichtungswaffen – weil es der Grund war, dem jeder zustimmen konnte] (Vanity Fair Interview, 28.5.2003)

Völkerrechtliche Einordnung

Das Völkerrecht hat als Idealvorstellung begonnen und wurde durch die allgemeine Akzeptanz Schritt für Schritt in rechtsstaatliche Regeln verwandelt. Das wichtigste internationale Übereinkommen ist die Charta der Vereinten Nationen von 1945, die entstand, um „künftige Geschlechter vor der Geißel des Krieges zu bewahren“.

Das Gewaltverbot in Art. 2 Ziff. 4 ist ein zentraler Grundsatz der UN-Charta, von dem es nur zwei Ausnahmen gibt:

1. das Recht zur individuellen und kollektiven Selbstverteidigung nach Art. 51 UN-Charta.

2. militärische Sanktionsmaßnahmen nach Art. 42 der UN-Charta, die der internationale Sicherheitsrat mittels Resolutionen beschließen und durchführen kann, wenn vorher alle friedlichen Mittel ausgeschöpft wurden.

zum 1. Ausnahmefall:
Recht zur individuellen und kollektiven 






Selbstverteidigung

Die Wahrnehmung des Selbstverteidigungsrechts setzt voraus, dass der zu einer Gewaltmaßnahme greifende Staat Opfer eines „bewaffneten Angriffs“ geworden ist. Dieser Angriff muss von dem Staat ausgegangen sein, gegen den nun militärische Maßnahmen getroffen werden sollen. 

Eine Legaldefinition des „bewaffneten Angriffs“ existiert nicht. Doch hat die UN-Generalversammlung 1974 eine „Aggressionsdefinition“ entwickelt, die wichtige Hinweise für die Auslegung dieses Begriffs in Art. 51 der UN-Charta enthält. Die vom Irak ausgehende Bedrohung ließ sich nicht unter eine der in dieser Resolution beispielhaft aufgezählten Angriffshandlungen zusammenfassen. Das „Vorliegen einer Aggression könnte man allenfalls dann konstruieren, wenn das irakische Staatsgebiet tatsächlich mit ausdrücklicher Duldung der Regierung als Operations​basis für terroristische Angriffe genutzt würde“. (Daniel-Erasmus Khan)

Die Beweislast trägt allerdings derjenige, der sich auf einen Ausnahmetatbestand vom Gewaltverbot beruft. Soweit ersichtlich, ist dieser Beweis bisher nicht erbracht worden.

Die abstrakte Gefährlichkeit eines relativ hochgerüsteten und politisch unberechen​baren Staates allein reicht nicht aus, um eine militärische Gegenmaßnahme zu recht​fertigen.

Wegen der Missbrauchsgefahr sehr umstritten ist das Recht auf präventive Selbstverteidigung. Doch selbst bei Anerkennung dieses über den Wortlaut des Art. 51 UN-Charta hinaus gehendes Rechts, ist hierfür nach einhelliger Auffassung der bloße Besitz bestimmter Waffen nicht ausreichend. Es mag zwar bestimmte Situationen geben, in denen ein vorbeugendes Tätigwerden mit Gewaltmitteln nicht per se ausgeschlossen werden kann. Die Mindestvoraussetzungen für die Annahme einer derart extremen Ausnahmesituation sind bereits 1842 im Rahmen der diplomatischen Auseinandersetzungen zwischen den USA und Großbritannien (Caroline-Zwischenfall) in bis heute gültiger Weise formuliert worden. Danach ist eine Situation erforderlich „of an instant and overwhelming necessity of self-defence, leaving no choice of means, and no moment for deliberation.“ [einer plötzlichen und überwältigenden Notwendigkeit von Selbstverteidigung, die keine andere Wahl der Mittel und keinen Moment zum Nachdenken lässt]

Diese Voraussetzungen waren für den Irak nicht gegeben.

zum 2. Ausnahmefall: 
militärische Sanktionsmaßnahmen des UN-Sicherheitsrats

Keine vom UN-Sicherheitsrat zum Irak-Konflikt gefassten Resolutionen enthält eine Autorisierung eines kriegerischen Vorgehens der US-Regierung oder ihrer Verbün​deten gegen den Irak. 

Die im Zusammenhang mit der Besetzung Kuwaits gefassten Resolutionen zur Ver​trei​bung irakischer Aggressoren (Resolution 678 vom 29.11.1990) und der Ab​schluss des Waffenstillstandes (Resolution 687 vom 2.3.1991) bieten keine Ermäch​ti​gungsgrundlage zur Gewaltanwendung gegen Irak. 

Die Sicherheitsrats-Resolution 1441 vom 8.11.2002 legte ein präzises inhaltliches und zeitliches Regime für an Irak gerichtete Forderungen sowie Grundsätze für die Arbeit des Inspektoren-Teams fest. Der Abschluss dieser Untersuchungen sollte ein Bericht an den UN-Sicherheitsrat sein.

Der Irak wurde in der Resolution gewarnt, dass mit „ernsten Konsequenzen“ zu rech​nen sei, würde er weiterhin seinen Verpflichtungen nicht nachkommen: „serious con​sequences as a result of its continued violations of its obligations“ [ernste Kon​sequenzen als ein Ergebnis der andauernden Verletzungen seiner Pflichten], - was aber nicht weiter konkretisiert wurde.

Dass damit ein militärisches Vorgehen gegen den Irak nicht autorisiert wurde, wird in Ziff. 14 deutlich, in der der Sicherheitsrat betont, dass er mit der Angelegenheit be​fasst bleibt und somit nicht bereit sei, sie aus der Hand zu geben, sondern künftig selbst darüber entscheidet, welche Konsequenzen aus einem Fehlverhalten des Irak gezogen werden sollen. Die nach weitestgehender Übereinstimmung von Völker​recht​lern notwendige Voraussetzung für eine Ermächtigung zu militärischen Schrit​ten fehlt, nämlich die unabdingbar notwendige formelhafte Ankündigung der Durch​setzung der Sicherheitsratsforderungen „mit allen notwendigen Mitteln“.

Damit ist klar, dass der Sicherheitsrat in seiner Resolution 1441 eine militärische Ge​waltanwendung nach Art. 42 nicht billigt und somit das zwingende Gewaltverbot der UN-Charta bestehen bleibt. 

Politischer Hintergrund von ungenauen Formulierungen in der Resolution ist die Wie​gerung der veto-berechtigten Sicherheitsratsmitglieder Frankreich, China und Russ​land, einer „Ermächtigungs-Automatik“ ihre Zustimmung zu erteilen. 

Im Übrigen hätte der Sicherheitsrat vor einer Ermächtigung militärischer Maß​nah​men das Vorliegen schwerer Verstöße gegen die Bestimmungen der Resolution und die Art der Konsequenzen feststellen müssen. Zumindest das Urteil der eingesetz​ten Inspektoren wäre abzuwarten gewesen.

Ohne eine dieser beiden Voraussetzungen Selbstverteidigungsfall oder entspre​chen​de Resolution des Sicherheitsrats ist nach dem gegenwärtigen Völkerrecht ein gewaltsames Vorgehen nicht zulässig. Ein Staat, der sich – aus welchen Gründen auch immer - über dieses Gewaltverbot der UN-Charta hinwegsetzt und unter von ihm definierten Voraussetzungen und Bedingungen einen Präventivkrieg führt, han​delt damit völkerrechtswidrig. Er begeht eine illegale militärische Aggression!

Rechtswidrigkeit von Duldungs- und Unterstützungsmaßnahmen nach dem Völkerrecht

Aber rechtswidrig handelt im Völkerrecht nicht nur der militärische Aggressor, son​dern auch derjenige Staat, der diesem hilft, etwa indem er auf seinem Ho​heits​gebiet dessen kriegsrelevanten Aktionen unterstützt.

Eine Aggression ist nach der von der UN-Generalversammlung einstimmig be​schlos​senen Aggressionsdefinition auch die „Handlung eines Staates, die in seiner Dul​dung besteht, dass sein Hoheitsgebiet, das er einem anderen Staat zur Ver​fü​gung gestellt hat, von diesem anderen Staat dazu benutzt wird, eine An​griffs​hand​lung gegen einen dritten Staat zu begehen“.

4. 
Rechtswidriges Handeln der deutschen 
Bundesregierung

Die deutsche Regierung hat den völkerrechtswidrigen Irak-Krieg durch folgende Maß​nahmen unterstützt:

- die Gewährung von Überflugrechten für US-Militärflugzeuge, 

- die Nutzung der US-Basen in Deutschland,

- die AWACS-Flüge,

- die Einbeziehung der Fuchs-Spürpanzer in den Konflikt,

- der Schutz der Liegenschaften der US-Streitkräfte durch Bundes-

wehrsoldaten und

- militärische Hilfeleistung für andere den US-Agressor unter-

stützende Staaten 

Bundeskanzler Gerhard Schröder und Außenminister Joschka Fischer rechtfertigten ihre Zustimmung zu Überflug- und Bewegungsrechten für die US-Truppen mit Bünd​nispflichten.

Internationalen Vereinbarungen und deutsches Recht widersprechen jedoch den Re​gierungszusagen:

Ein Angriffskrieg wird nicht durch Ausrufung des Nato-Bündnisfalls zum Vertei​di​gungs​krieg; sogenannte Bündnisverpflichtungen können nicht das in der UN-Charta ausdrücklich für alle Mitgliedsstaaten der UN verbindlich festgelegte Völkerrecht abändern; eine rechtliche Pflicht zur Duldung von Unterstützungsmaßnahmen für den Irak-Krieg auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland bestand nicht.

Verstoß gegen den Nato-Vertrag

Wenn ein NATO-Staat eine Aggression plant und ausführt oder daran mitwirkt, ver​stößt er damit gegen Art. 1 des NATO-Vertrags. Darin haben sich alle Mitglieds​staa​ten verpflichtet, „in Übereinstimmung mit der Satzung der Vereinten Nationen je​den internationalen Streitfall, an dem sie beteiligt sind, auf friedlichem Wege so zu re​geln, dass der internationale Friede, die Sicherheit und die Gerechtigkeit nicht ge​fähr​det werden und sich in ihren internationalen Beziehungen jeder Gewaltan​dro​hung oder Gewaltanwendung zu enthalten, die mit den Zielen der Vereinten Na​tio​nen nicht vereinbar sind.“ 

Ein durch Art. 51 UN-Charta nicht gerechtfertigter „Präventivkrieg“ kann deshalb auch niemals einen „NATO-Bündnisfall“ nach Art. 5 des NATO-Vertrages dar​stel​len oder rechtfertigen. Was gegen die UN-Charta verstößt, kann und darf die NATO nicht beschließen und durchführen, auch nicht auf Wunsch oder auf Druck einer ver​bündeten Regierung. Art. 7 des NATO-Vertrages hebt die Bindung aller NATO-Staa​ten an die UN-Charta nochmals ausdrücklich hervor.

Selbst wenn der Nato-Bündnisfall eintritt, beschließt jedes Mitgliedsland nach Art. 5 des Nato-Vertrages für sich, welche Maßnahmen es zu treffen bereit ist: „Die Par​teien vereinbaren, dass (im Falle eines) bewaffneter Angriffs (...) jede von ihnen in Aus​ü​bung des (...) Artikel 51 [der UN-Charta] (...) Beistand lei​stet , indem jede von ihnen unverzüglich für sich und im Zusammenwirken mit den anderen Parteien die Maßnahmen (...), trifft, die sie für erforderlich erachtet (...).“
In Art. 11 Abs. 1 des Nato-Vertrages gibt es außerdem den rechtlichen Vorbehalt, wonach keine Vertragspartei durch den Nato-Vertrag gezwungen werden kann, ge​gen die eigene Verfassung zu verstoßen. Rechtlich betrachtet gibt es demnach kei​ne aus dem Nato-Vertrag folgende Bündnisverpflichtungen Deutschlands jenseits des Völker- und des eigenen Verfassungsrechts.

Des weiteren hat das Bundesverfassungsgericht in einer Entscheidung aus​ge​schlos​sen, dass sich die Bundesrepublik in ein gegenseitiges kollektives System militärischer Sicherheit einordnen darf, welches nicht der Wahrung des Friedens dient oder Angriffskriege vorbereitet. (BverfGE 104, 151 ff, 212 f)

Souveränität und Nato-Truppenstatut

Jeder Staat besitzt nach allgemeinen Völkerrecht volle Souveränität. Sind allerdings – wie in Deutschland – ausländische Truppen stationiert, werden Umfang und Gren​zen ihrer Bewegungsfreiheit regelmäßig in speziellen zwischenstaatlichen Abkom​men geregelt.

Im zwischen 1959 und 1994 geltende Zusatzabkommen zum Nato-Truppenstatut wurde den in Deutschland stationierten US-Truppen sehr weitgehende Bewegungs​freiheit im deutschen Luftraum eingeräumt. (Art. 57 Abs. 1)

In der Neufassung des Zusatzabkommens von 1994 wurde festgelegt, dass auch in Deutschland stationierte US-Streitkräfte grundsätzlich jeweils einer Genehmigung durch die deutsche Bundesregierung bedürfen, wenn sie mit Land-, Wasser- oder Luftfahrzeugen „einreisen oder sich über dem Bundesgebiet bewegen“ wollen. (Art. 57 Abs. 1) 

Die grundsätzliche Genehmigung wurde jedoch teilweise wieder eingeschränkt: „Transporte und andere Bewegungen im Rahmen deutscher Rechtsvorschriften, ein​schließ​lich dieses Abkommens und anderer internationaler Übereinkünfte, denen die Bundesrepublik Deutschland und einer oder mehrere Entsendestaaten als Ver​trags​partei angehören (...), gelten als genehmigt“. (Art. 57 Abs. 1)

Generell genehmigt sind somit im Nato-Rahmen stationierte US-Truppenteile in und über dem Bundesgebiet.

Nach Art. 53 Abs. 1 Zusatzabkommen des NTS dürfen US-Streitkräfte „die zur Er​fül​lung ihrer Verteidigungspflichten erforderlichen Maßnahmen treffen“.

Gehen die Aktivitäten der US-Truppen dagegen über den Nato-Rahmen hinaus, sind die zuständigen deutschen Stellen befugt, zu überprüfen, ob:

· die Stationierungsstreitkräfte auf den überlassenen Liegenschaften sowie im Luft​raum darüber ausschließlich „Verteidigungspflichten“ im Sinne des Zu​satz​ab​kom​mens des NTS und des Nato-Vertrages wahrnehmen

· andere Maßnahmen vorbereitet und durchgeführt werden

In Art. 53 Abs. 3 des Zusatzabkommens zum NTS steht, dass die deutschen Be​hör​den „die zur Wahrnehmung deutscher Belange erforderlichen Maßnahmen“ sicher​stel​len sollen. „Deutsche Belange“ zu konkretisieren ist Aufgabe der zuständigen deut​schen Behörde und insbesondere der Bundesregierung.

Art. 2 im Deutschlandvertrag – auch bekannt unter dem Namen 2-plus-4-Vertrag -sollte dafür sorgen, „dass von deutschem Boden nur Frieden ausgehen wird“.

Die deutsche Regierung ist in der Weise in Konflikt mit Art. 26 GG und Art. 2 des Deutschlandvertrages geraten, wie sie im Irak-Krieg widerspruchslos duldete, dass US-Militärbasen in Deutschland sowie der deutsche Luftraum von US-Militär​flug​zeu​gen im Rahmen offenkundig völkerrechtswidriger Militäreinsätze genutzt wurden.

In der Vergangenheit hat eine Bundesregierung bereits von ihren Hoheitsrechten Gebrauch gemacht: während des Yom-Kippur-Krieges 1973 untersagte die Regierung Brandt die Verladung von Waffen von in Deutschland stationierten US-Streitkräften auf israelische Frachter und forderte die israelischen Schiffe auf, umgehend deutsche Hoheitsgewässer zu verlassen.

Zum Grundgesetz

Bündnisverpflichtungen stehen nicht über der Verfassung. Vielmehr ist die Bundesregierung bei einem völkerrechtswidrigen Angriffskrieg verpflichtet, alles zu unterlassen, was Duldung oder Unterstützung der Aggression gleichkommt, weil sie sonst Beihilfe zum Angriffskrieg leistet.

Auch an die Regeln des Völkerrechts ist die Bundesregierung (nach Art. 25 GG) in ihrem Handeln gebunden.

Zwingende Konsequenz für die deutsche Bundesregierung aus der Völkerrechtswidrigkeit des Irak-Krieges hätte die Verweigerung jeglicher Unterstützung oder Mitwirkung an diesem Angriffskrieg sein müssen. Dabei handelt es sich um eine verfassungsrechtliche Vorgabe, die unmittelbar aus Art. 26 GG folgt:

Das darin normierte Verbot des Angriffskrieges umfasst nach seinem Wortlaut zwar „nur“ dessen „Vorbereitung“ (jede zeitlich vor einem Angriffskrieg liegende Tätigkeit, die dessen Herbeiführung oder gar seine Auslösung fördert). Wenn ein Angriffskrieg jedoch bereits nicht „vorbereitet“ werden darf, so darf nach dem offenkundigen Sinn und Zweck der Vorschrift ein solcher erst recht nicht geführt werden. Das Verbot des Angriffskrieges ist dabei umstands- und bedingungslos normiert. Darin unterscheidet es sich von der in derselben Vorschrift enthaltenen anderen Verbotsalternative, die lediglich solche „Handlungen“ erfasst, die „geeignet sind und in der Absicht vorgenommen werden, das friedliche Zusammenleben der Völker zu stören“. Ein An​griffskrieg im Sinne des Art. 26 GG ist also unabhängig davon verboten, mit wel​cher subjektiven Zielsetzung („Absicht“) er erfolgt. Die Regelung geht ersichtlich da​von aus, dass er in jedem Falle der Verfassung widerspricht, und zwar offen​kundig deshalb, weil er stets objektiv geeignet ist, „das friedliche Zusammenleben der Völ​ker zu stören“.

Wegen der verbindlichen verfassungsrechtlichen Vorgaben in Art. 25 GG und Art. 20 Abs. 3 GG sowie wegen des ausdrücklichen Verbots jeder Vorbereitung eines An​griffs​krieges (Art. 26 GG) ist eine andere politische Entscheidung verfassungswidrig. Einen politischen Entscheidungsspielraum gibt es nur im Einklang mit Völker- und Verfassungsrecht.  

Steht politisches Handeln versus Recht?

Bundeskanzler Schröder äußerte im Zusammenhang mit der Zusage sogenannter Bündnispflichten an die USA, dass er keine „Juristerei“ betreiben wolle.

Die Verfassung verpflichtet aber auch die Regierung nach Art. 20 Abs. 3, die recht​lichen Rahmenbedingungen einzuhalten. 

Die Tatsache, dass die Bundesregierung sich aus diplomatischen Gründen gewei​gert hat, im Zusammenhang mit dem Irak-Krieg eine öffentliche Bewertung der Rechtslage vorzunehmen, darf nicht zu einer Beurteilung von Protestmaßnahmen als rechtswidrig und der damit verbundenen strafrechtlichen Verantwortlichkeit der Beteiligten führen. 

Sogar Regierungsmitglieder haben im Nachhinein die Vereinbarkeit des Irak-Krieges mit dem Völkerrecht öffentlich angezweifelt, so etwa Bundesverteidigungsminister Struck.

5. Verwerflichkeit der Sitzblockade?

Der Krieg der USA gegen den Irak war nach zuvor festgestellten Sachverhalt völ​ker​rechtswidrig und die Beteiligung der Bundesregierung an diesem Krieg verfassungs​widrig.

Bei der Bewertung der Verwerflichkeit des mit der Sitzblockade beabsichtigten Pro​testes ist die Bedeutung des rechtswidrigen Handelns, gegen das protestiert wird, ein wesentlicher Faktor. 

Abzuwägen ist eine Sitzblockade, die zu kurzzeitigen Behinderungen führte gegen die Notwendigkeit, gegen einen von der öffentlichen Meinung nahezu einhellig als völkerrechtswidrig bewerteten Krieg zu protestieren. Dabei ist auch das der Ent​ste​hung des Art. 26 GG zugrundeliegende Motiv zu beachten, dass von deutschem Bo​den nie wieder Krieg ausgehen soll.

6. Abschluss

Abschließend möchte ich feststellen, dass ich mich in weiten Teilen meiner Argu​men​tation an Aufsätze, Artikel und Interviews zahlreicher Juristen und Rechts​wissen​schaftler anlehne. Von besonderer Bedeutung sind hierfür ein Aufsatz von Daniel-Erasmus Khan sowie ein Memorandum der internationalen Juristen​ver​einigung IALANA.

Insofern erhebe ich auch keinesfalls den Anspruch besonderer Originalität, sondern behaupte im Gegenteil in diesem Prozess Argumente erschreckenderweise von der Anklagebank aus vorbringen zu müssen, die den meisten mehr oder weniger be​wusst und einleuchtend sind.

Vor diesem Hintergrund sind auch die Äußerungen des Regierungssprechers Bela Anda in einem Interview zu verstehen: „Versuchen Sie es doch gar nicht erst, in​di​rekt eine Aussage zu erzwingen über das völkerrechtlich korrekte oder nicht korrekte Vorgehen der USA.“ 

Hier offenbart sich das Wissen der Regierung um die Brisanz der Frage.

Franziska Senze

29.1.04 vor dem Amtsgericht Frankf./Main

Anhang

Zu 2. Nötigung nach §240 StGB
§ 240 STGB (Nötigung): 

(1) Wer einen Menschen rechtswidrig mit Ge​walt oder durch Drohung mit einem emp​find​lichen Übel zu einer Handlung, Dul​dung oder Unterlassung nötigt, wird mit Frei​heits​strafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe be​straft. 

(2) Rechtswidrig ist die Tat, wenn die An​wen​dung der Gewalt oder die Androhung des 

Übels zu dem angestrebten Zweck als ver​werflich anzusehen ist. 

Art. 103 (2) GG:

Eine Tat kann nur bestraft werden, wenn die Strafbarkeit gesetzlich bestimmt war, bevor die Tat be​gangen wurde.

Zu 3. Völkerrechtswidrigkeit des Irak-Krieges
Art.2 Ziff.1-4 UN-Charta: 

Die Organisation und ihre Mitglieder handeln im Ver​folg der in Artikel 1 dargelegten Ziele nach fol​gen​den Grundsätzen:

1. Die Organisation beruht auf dem 

Grundsatz der souveränen Gleich​heit aller ihrer Mitglieder.

2. Alle Mitglieder erfüllen, um ihnen 

allen die aus der Mitgliedschaft er​wachsenden Rechte und Vorteile zu sichern, nach Treu und Glauben die Verpflichtungen, die sie mit dieser Charta übernehmen.

3. Alle Mitglieder legen ihre interna-​

tionalen Strei​tigkeiten durch fried​liche Mittel so bei, daß der Welt​frie​de, die internationale Sicherheit und die Ge​rech​tigkeit nicht gefähr​det werden.


4.  Alle Mitglieder unterlassen in ihren 


internationalen Beziehungen jede 


ge​gen die territoriale Un​ver​sehrt​heit oder die politische Unab​hän​gig​keit ei​nes Staates gerichtete oder sonst mit den Zielen der Vereinten Nationen un​ver​ein​bare Androhung oder Anwen​dung von Ge​walt.

Artikel 51 UN-Charta:
Diese Charta beeinträchtigt im Falle eines bewaff​ne​ten Angriffs gegen ein Mitglied der 

Vereinten Natio​nen keineswegs das naturgegebene Recht zur indivi​duellen oder kollektiven Selbstverteidigung, bis der Sicherheitsrat die zur Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit erforderlichen Maß​nah​men getroffen hat. Maßnahmen, die ein Mitglied in Ausübung dieses Selbstverteidigungsrechts trifft, sind dem Sicherheitsrat sofort anzuzeigen; sie be​rüh​ren in keiner Weise dessen auf dieser Charta be​ruhende Befugnis und Pflicht, jederzeit die Maß​nah​men zu treffen, die er zur Wahrung oder Wie​der​her​stellung des Weltfriedens und der internationalen Si​cherheit für erforderlich hält. 

Artikel 42 UN-Charta:
Ist der Sicherheitsrat der Auffassung, daß die in Ar​tikel 41 vorgesehenen Maßnahmen unzulänglich sein würden oder sich als unzulänglich erwiesen ha​ben, so kann er mit Luft-, See- oder Landstreit​kräften die zur Wahrung oder Wiederherstellung des Welt​frie​dens und der internationalen Sicherheit erfor​der​li​chen Maßnahmen durchführen. Sie können Demon​stra​tionen, Blockaden und sonstige Einsätze der Luft-, See- oder Landstreitkräfte von Mitgliedern der Vereinten Nationen einschließen. 

Zu 4. Rechtswidriges Handeln der deutschen Bundesregierung
Art.1 Nato-Vertrag:

Die Parteien verpflichten sich, in Über​ein​stim​mung mit der Satzung der Vereinten Nationen, jeden in​ter​nationalen Streitfall, an dem sie be​tei​ligt sind, auf fried​lichem Wege so zu regeln, daß der interna​tio​na​le Friede, die Sicherheit und die Gerechtigkeit nicht gefährdet werden, und sich in ihren internationalen Beziehungen jeder Gewaltandrohung oder Ge​walt​an​wen​dung zu enthalten, die mit den Zielen der Ver​ein​ten Nationen nicht vereinbar sind.

Art.5 Nato-Vertrag:

Die Parteien vereinbaren, daß ein bewaffneter An​griff gegen eine oder mehrere von ihnen in Europa oder Nordamerika als ein Angriff ge​gen sie alle an​gesehen wird; sie vereinbaren daher, daß im Falle eines solchen bewaffneten Angriffs jede von ihnen in Aus​übung des in Artikel 51 der Satzung der Ver​ein​ten Nationen anerkannten Rechts der individuellen oder kol​lektiven Selbstverteidigung der Partei oder den Parteien, die angegriffen werden, Bei​stand lei​stet, indem jede von ihnen unver​züg​lich für sich und im Zusammenwirken mit den anderen Parteien die Maßnahmen, einschließlich der An​wendung von Waffengewalt, trifft, die sie für erforderlich erachtet, um die Sicherheit des nordatlantischen Gebiets wie-derherzustellen und zu erhalten.

Vor jedem bewaffneten Angriff und allen da​raufhin getroffenen Gegen-maßnahmen ist unverzüglich dem Sicherheitsrat Mitteilung zu machen. Die Maß​nahmen sind einzustellen, sobald der Sicherheitsrat diejenigen Schritte unternommen hat, die notwendig sind, um den internationalen Frieden und die in​ter​na​tionale Sicherheit wiederherzustellen und zu er​hal​ten.

Art.51 (1) Zusatzabkommen zum Nato-Trup​pen​statut:

[…] Transporte und andere Bewegungen im Rahmen deutscher Rechtsvorschriften, ein​schließ​lich dieses Abkommens und anderer internationaler Überein​künfte, denen die Bundesrepublik Deutschland und einer oder mehrere Entsendestaaten als Ver​trags​partei angehören (...), gelten als genehmigt. […]

Artikel 2 Deutschlandvertrag (2+4):

Die Regierungen der Bundesrepublik Deutsch​land und der Deutschen Demokratischen Re​publik be​kräftigen ihre Erklärungen, dass von deutschem Bo​den nur Frieden ausgehen wird. Nach der Ver​fas​sung des vereinten Deutsch​land sind Hand​lun​gen, die geeignet sind und in der Absicht vorgenommen werden, das fried​liche Zusammenleben der Völker zu stö​ren, insbesondere die Führung eines Angriffs​krie​ges vorzubereiten, verfassungswidrig und strafbar. Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen De​mo​kra​ti​schen Republik er​klä​ren, dass das vereinte Deutschland keine seiner Waf​fen jemals ein​setzen wird, es sei denn in Über​einstimmung mit seiner Verfassung und der Charta der Ver​einten Nationen.


Art. 25 GG:

Die allgemeinen Regeln des Völkerrechtes sind Be​standteil des Bundesrechtes. Sie gehen den Geset​zen vor und erzeugen Rechte und Pflich​ten unmit​telbar für die Bewohner des Bundes​gebietes. 

Art. 26 GG:

(1) Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht vorgenommen werden, das friedliche Zu​sam​men​le​ben der Völker zu stören, ins​be​sondere die Führung eines Angriffskrieges vor​zubereiten, sind verfas​sungs​widrig. Sie sind unter Strafe zu stellen. 

(2) Zur Kriegsführung bestimmte Waffen dür​fen nur mit Genehmigung der Bun​des​re​gie​rung hergestellt, befördert und in Verkehr ge​bracht werden. Das Nä​he​re regelt ein Bundes​gesetz. 

Art. 20 GG:

(1) Die Bundesrepublik Deutschland ist ein de​mokra​tischer und sozialer Bundesstaat. 

[…]

(3) Die Gesetzgebung ist an die verfassungs​mäßige Ordnung, die vollziehende Gewalt und die Recht​spre​chung sind an Gesetz und Recht gebunden. 

[…]

